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Vorblatt 


Abschaffung der Kuponsteuer 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Die Konjunktur- und die Zahlungsbilanzsituation haben sich 
seit Einführung der 25%igen Kuponsteuer für Gebietsfremde 
im März 1965 grundlegend gewandelt. Die Kuponsteuer ist nicht 
nur als währungspolitisches Hilfsinstrument überflüssig gewor- 
den, sondern sie hat inzwischen auch zu einer unerwünschten 
Wettbewerbsungleichheit zwischen inländischen DM-Titeln und 
DM-Auslandsanleihen auf dem deutschen Rentenmarkt geführt. 
Demgegenüber erscheinen die heute noch bestehenden steuer- 
politischen Gründe, die für die Einführung der Kuponsteuer 
maßgebend waren, zweitrangig. 


B. Lösung 

Abschaffung der Kuponsteuer. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Es entstehen jährliche Steuermindereinnahmen von insgesamt 
30 Millionen DM, davon 15 Millionen DM beim Bund. 
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Bonn, den 17. April 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung des Einkommensteuergesetzes, 
des Körperschaftsteuergesetzes und des 
Gesetzes über Kapitalanlagegesellschaften 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Der Gesetzentwurf ist gemeinsam von den Herren Bundes- 
ministern für Wirtschaft und der Finanzen erstellt worden. 

Der Bundesrat hat in seiner 351. Sitzung am 17. April 1970 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 

Brandt 
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Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung und Ergänzung des Einkommensteuergesetzes, 
des Körperschaftsteuergesetzes und des Gesetzes über Kapital- 

anlagegesellschaften 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Einkommensteuergesetz 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 12. Dezember 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 2265) wird wie folgt geändert und 
ergänzt: 


1. § 43 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird Ziffer 6 gestrichen. 

b) In Absatz 3 wird der Halbsatz „ ; das gilt 
auch für Stückzinsen im Sinne des Absatzes 1 
Ziff. 6 Satz 2" gestrichen. 

c) In Absatz 4 wird der letzte Satz gestrichen. 

2. In der Überschrift des § 44 werden die Worte 
„in den Fällen des § 43 Abs. 1 Ziff. 1 bis 5'" 
gestrichen. 


3. § 45 wird gestrichen. 


4. § 49 Abs. 1 Ziff. 5 erhält die folgende Fassung: 

„5. Einkünfte aus Kapitalvermögen 

a) im Sinne des § 20 Abs. 1 Ziff. 1 — ein- 
schließlich der Erträge aus Wandelan- 
leihen und Gewinnobligationen — und 
Ziff. 2, wenn der Schuldner Wohnsitz, 
Geschäftsleitung oder Sitz im Inland hat, 

b) im Sinne des § 20 Abs. 1 Ziff. 3 und 4, 
wenn das Kapitalvermögen durch inlän- 
dischen Grundbesitz, durch inländische 
Rechte, die den Vorschriften des bürger- 
lichen Rechts über Grundstücke unter- 
liegen, oder durch Schiffe, die in ein in- 
ländisches Schiffsregister eingetragen 
sind, unmittelbar oder mittelbar ge- 
sichert ist. Ausgenommen sind Zinsen 
aus Anleihen und Forderungen, die in 
ein öffentliches Schuldbuch eingetragen 
oder über die Teilschuldverschreibungen 
ausgegeben sind. 


Die Vorschrift des § 20 Abs. 2 gilt entspre- 
chend;''. 

Artikel 2 

Körperschaftsteuergesetz 

Das Körperschaftsteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 13. Oktober 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1869) wird wie folgt geändert: 

§ 20 Abs. 3 wird gestrichen. 

Artikel 3 

Gesetz über Kapitalanlagegesellschaften 

§ 38 Satz 3 des Gesetzes über Kapitalanlagegesell- 
schaften in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. Januar 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 127) wird wie 
folgt geändert: 

1. Der Klammerzusatz erhält die folgende Fassung: 

„(§ 43 Abs. 1 Ziff. 1 und 3 bis 5 des Einkommen- 
steuergesetzes)". 

2. Der Halbsatz „ ; § 45 Abs. 6 Satz 2 des Einkom- 
mensteuergesetzes ist anzuwenden" wird ge- 
strichen. 

Artikel 4 

Anwendungsbereich 

Die Vorschriften der Artikel 1 bis 3 sind erstmals 
auf Kapitalerträge anzuwenden, die am ersten Tage 
des auf die Verkündung dieses Gesetzes folgenden 
zweiten Monats fällig werden. Für Stückzinsen gilt 
Satz 1 mit der Maßgabe, daß an die Stelle des Zeit- 
punktes der Fälligkeit der Zeitpunkt der Auszah- 
lung oder Gutschrift tritt. 

Artikel 5 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 6 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 
L 

Der vorliegende Gesetzentwurf sieht die Aufhebung 
der durch Gesetz vom 25. März 1965 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 147) eingeführten 25'Voigen Kuponsteuer 
für Gebietsfremde vor. Für die Einführung war 
primär eine konjunktur- und zahlungsbilanzpoli- 
tische Zwecksetzung bestimmend. Die Steuer sollte 
in einer Situation, in der die Bundesrepublik als 
strukturelles Hochzinsland galt, dazu dienen, mit 
Rücksicht auf Preisstabilität und Zahlungsbilanz un- 
erwünscht hohe Kapitalimporte über den Renten- 
markt abzuwehren. Daneben wurde die Einführung 
der Kuponsteuer auch mit steuerpolitischen Er- 
wägungen motiviert (vgl. Bundestags-Drucksache 
IV/2345 [Regierungsvorlage des Gesetzentwurfs] 
und Bundestags-Drucksache IV/2875 sowie Druck- 
sache IV/2875 [Schriftlicher Bericht des Finanzaus- 
schusses des Deutschen Bundestages]). 

Inzwischen hat sich die wirtschaftspolitische Kon- 
stellation so gewandelt, daß die Kuponsteuer als 
währungspolitisches Hilfsinstrument überflüssig ge- 
worden ist. 

Es ist aufgrund internationaler Entwicklungen 
wenig wahrscheinlich, daß sich ein zinspolitisches 
Dilemma nach dem Vorbild des Jahres 1964 in ab- 
sehbarer Zeit wiederholen wird. Die Bundesrepublik 
nimmt nicht mehr die frühere Stellung eines typi- 
schen Hochzinslandes ein. Die noch in den frühen 
sechziger Jahren unter der Führung der Vereinigten 
Staaten in wichtigen Industrieländern betriebene 
Niedrigzinspolitik hat einer internationalen Ten- 
denz Platz gemacht, Gefährdungen des inneren und 
äußeren Gleichgewichts mit kredit- und währungs- 
politischen Mitteln entgegenzuwirken. Dabei wer- 
den in vielen Ländern nunmehr höhere Zinssätze in 
Kauf genommen als zuvor. 

Gleichzeitig wurde in der Bundesrepublik, insbeson- 
dere durch das Gesetz zur Förderung der Stabilität 
und des Wachstums der Wirtschaft aus dem Jahre 
1967, das konjunkturpolitische Instrumentarium er- 
weitert. Die Aufgabe der Konjunkturstabilisierung 
bleibt daher nicht mehr allein der Währungspolitik 
der Deutschen Bundesbank überlassen, zu deren 
Unterstützung die Kuponsteuer unter den seiner- 
zeitigen Umständen eingeführt wurde. 

Im übrigen hat die Kuponsteuer ihre ursprüngliche 
Abschreckungs- oder Korrekturwirkung gegenüber 
steuerlich beeinflußten internationalen Kapitalbe- 
wegungen zumindest teilweise eingebüßt. Die 
rasche Expansion des Marktes für Euro-Bonds und 
DM-Auslandsanleihen hat in den letzten Jahren zu 
einem umfangreichen Angebot quellensteuerfreier 
internationaler Anleihen geführt. Diese haben aus 
der Sicht ausländischer Anleger weitgehend die 


frühere Rolle abzugsteuerfreier, auf DM lautender 
deutscher Inlandsanleihen übernommen und bestim- 
men heute das internationale Netto-Renditengefälle 
im zwischenstaatlichen Kapitalverkehr entscheidend 
mit. 

Die erhebliche Ausdehnung des Emissions- und Um- 
laufvolumens quellensteuerfreier DM-Auslandsan- 
leihen, denen auch die auf DM lautenden Emissio- 
nen ausländischer Tochterfirmen deutscher Indu- 
strieunternehmen zuzurechnen sind, hat außerdem 
zu einer steuerlich bedingten Spaltung des deut- 
schen Rentenmarkts geführt. Da nur die im Inland 
ausgestellten DM-Anleihen der Kuponsteuer unter- 
liegen, erscheinen die inländischen DM-Titel gegen- 
über den DM-Auslandsanleihen steuerlich benach- 
teiligt. Diese kapitalmarktpolitisch nicht erwünschte 
steuerliche Differenzierung, die Zinsverzerrungen 
Vorschub leistet, sollte aus ordnungspolitischen 
Gründen, insbesondere auch zur Herstellung der 
Wettbewerbsgleichheit zwischen den verschiedenen 
Emittentengruppen, beseitigt werden. 

über diese längerfristigen Erwägungen hinaus gibt 
es eine Reihe aktueller Gesichtspunkte, die die Ab- 
schaffung der Kuponsteuer zum gegenwärtigen Zeit- 
punkt rechtfertigen. Die Aufhebung der Kupon- 
steuer erscheint geeignet, 

— das Klima am Rentenmarkt psychologisch gün- 
stig zu beeinflussen (Aufhebung eines ehemals 
zinstreibenden Eingriffs), 

— die in den vergangenen Jahren mehr oder weni- 
ger starken Rückflüsse von kuponsteuerpflichti- 
gen deutschen Rentenwerten aus dem Ausland 
bald abzubremsen und 

— die Attraktivität inländischer festverzinslicher 
Papiere für den ausländischen Neuerwerb zu 
verbessern, obwohl dies im Hinblick auf die 
seinerzeit mit der Einführung der Kuponsteuer 
verbundenen Auswirkungen im Ausland viel- 
leicht nur auf längere Sicht zu erwarten ist. 

Diese positiven Rückwirkungen auf Kapitalmarkt 
und Zahlungsbilanz wären gegenwärtig sehr er- 
wünscht: 

— Der deutsche Kapitalmarkt steht aufgrund der 
internationalen Zinsentwicklung unter einer 
Zinsauftriebstendenz, die auf die Dauer über das 
konjunktur- und kapitalmarktpolitisch Zuträg- 
liche hinausgehen könnte. 

— Die langfristige Kapitalbilanz, die im Jahre 1965 
noch eine Netto-Kapitaleinfuhr von rd. 1 Mrd. 
DM aufwies, hat sich zunehmend passiviert und 
schloß im Jahre 1969 mit einer Netto-Kapital- 
ausfuhr von rd. 23 Mrd. DM ab. 

Angesichts dieses erheblichen Kapitalexports könnte 
eine leichte Steigerung der Kapitalimporte zu einer 
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Stabilisierung der deutschen Kapitalbilanz beitra- 
gen. 

11 . 

Die für die Einführung der Kuponsteuer maßgebend 
gewesenen steuerpolitischen Gründe bestehen noch 
fort. Die Bundesregierung hat aber die Überzeu- 
gung gewonnen, daß die steuerpolitischen Gründe 
gegenüber den wirtschafts- und kapitalmarktpoliti- 
schen Gesichtspunkten nicht das entscheidende Ge- 
wicht haben. 

Die Bundesregierung ist deshalb der Auffassung, 
daß die Kuponsteuer abgeschafft werden sollte. 

III. 

Die Bundesregierung hat in Erfüllung der vom Rat 
der Europäischen Gemeinschaften am 17. Juli 1969 
getroffenen Entscheidung über die Koordinierung 
der kurzfristigen Wirtschaftspolitik der Mitglied- 
staaten am 10. Februar 1970 ihren Vorschlag zur 
Abschaffung der Kuponsteuer im EWG-Währungs- 
ausschuß zur Konsultation gestellt. Dabei haben die 
Mitgliedsländer keine Einwendungen gegen die vor- 
gesehene Maßnahme erhoben. Von der Euro- 
päischen Kommission, die den Mitgliedstaaten eine 
Abschaffung aller Quellensteuern auf Anleihezinsen 
empfohlen hat, wurde der geplante deutsche Schritt 
als Beitrag zur Schaffung eines gemeinsamen euro- 
päischen Kapitalmarktes begrüßt. 

IV. 

Durch die Abschaffung der Kuponsteuer dürften 
— unter Berücksichtigung der derzeitigen Erstattun- 
gen im Rahmen der Doppelbesteuerungsabkom- 
men — Steuermindereinnahmen von jährlich etwa 
30 Millionen DM (darunter Bund: 15 Millionen DM) 
entstehen. 


B. Besonderer Teil 

Artikel 1 

Einkommensteuergesetz 

1. Zu Nummer 1 Buchstabe a 

In § 43 Abs. 1 Ziff. 6 des Einkommensteuergesetzes 
— EStG — wird bestimmt, daß Zinsen aus Anleihen 
und Forderungen, die in ein öffentliches Schuldbuch 
eingetragen oder über die Teilschuldverschreibun- 
gen ausgegeben sind, dann dem Steuerabzug vom 
Kapitalertrag unterliegen, wenn der Empfänger der 
Kapitalerträge im Inland weder einen Wohnsitz 
noch seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. Durch 
Streichung dieser Ziffer wird die Pflicht zur Erhe- 
bung der Kapitalertragsteuer in diesem Bereich be- 
seitigt. 

2. Zu Nummer 1 Buchstabe b 

Der zur Streichung vorgesehene Halbsatz in § 43 
Abs. 3 EStG stellt sicher, daß bei der Veräußerung 


von Anleihen während des laufenden Zinszahlungs- 
zeitraums als steuerabzugspflichtige Kapitalerträge 
auch besondere Entgelte oder Vorteile, die neben 
den Stückzinsen oder an deren Stelle gewährt wer- 
den, anzusehen sind. Nach Beseitigung der Kapital- 
ertragsteuerpflicht für Stückzinsen besteht kein Be- 
dürfnis mehr für diese Vorschrift. 

3. Zu Nummer 1 Buchstabe c 

Durch den letzten Satz in § 43 Abs. 4 EStG wird 
für Stückzinsen bestimmt, daß diese dann als inlän- 
dische Kapitalerträge anzusehen sind, wenn sowohl 
der Schuldner der Anleihe oder der Forderung als 
auch die Kapitalerträge auszahlende Stelle Wohn- 
sitz, Geschäftsleitung oder Sitz im Inland haben. 
Nach Beseitigung der Kapitalertragsteuerpflicht für 
Stückzinsen ist diese Bestimmung als entbehrlich zu 
streichen. 

4. Zu Nummer 2 

Die Worte „in den Fällen des § 43 Abs. 1 Ziff. 1 
bis 5" in der Überschrift des § 44 EStG können als 
nunmehr entbehrlich gestrichen werden. 

5. Zu Nummer 3 

In § 45 EStG sind die Einzelheiten der Bemessung 
und Entrichtung der Kuponsteuer geregelt. Der 
durch das Gesetz vom 25. März 1965 eingefügte 
§ 45 EStG ist daher ersatzlos zu streichen. 

6. Zu Nummer 4 

Durch die Fassung der Ziffer 5 des § 49 Abs. 1 EStG 
auf Grund des Kuponsteuergesetzes wurde die be- 
schränkte Steuerpflicht auf Kapitalerträge aus Teil- 
schuldverschreibungen und aus Schuldbuchforderun- 
gen ausgedehnt. Die im Entwurf vorgesehene Fas- 
sung der Ziffer 5 stellt materiell den Rechtszustand 
vor Inkrafttreten des Kuponsteuergesetzes wieder 
her. In der früheren Fassung war die Ziffer 5 wenig 
übersichtlich. Sie ist im Interesse einer leichteren 
Lesbarkeit untergliedert und sprachlich klarer ge- 
faßt worden. 

Durch die in Buchstabe a enthaltene Regelung wird 
u. a. bestimmt, daß Einkünfte aus Kapitalvermögen 
im Sinne des § 20 Abs. 1 Ziff. 1 EStG, wie Dividen- 
den aus Aktien oder Ausbeuten aus Kuxen, zu den 
inländischen Einkünften im Sinne der beschränkten 
Einkommensteuerpflicht gehören, wenn der Schuld- 
ner Wohnsitz, Geschäftsleitung oder Sitz im Inland 
hat. Der Zusatz „ — einschließlich der Erträge aus 
Wandelanleihen und Gewinnobligationen — " dient 
lediglich der Klarstellung. An und für sich werden 
die Erträge aus Wandelanleihen und Gewinnobliga- 
tionen schon von § 20 Abs. 1 Ziff. 1 EStG sowie 
von § 43 Abs. 1 Ziff. 1 EStG erfaßt. Da die Erträge 
aus Wandelanleihen und Gewinnobligationen in der 
vor Inkrafttreten des Kuponsteuergesetzes gül- 
tigen Fassung des § 49 Abs. 1 Ziff. 5 EStG ausdrück- 
lich aufgeführt worden waren, schien es zweck- 
mäßig, die materielle Rechtslage durch den vorbe- 
zeichneten Zusatz zu verdeutlichen. 

Durch die in Buchstabe b enthaltene Regelung ist 
die beschränkte Steuerpflicht von Einkünften aus 
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Kapitalvermögen im Sinne des § 20 Abs. 1 Ziff. 3 
und 4 EStG auf den vor der Einführung der 25Voigen 
Kuponsteuer bestehenden Umfang zurückgeführt 
worden. 

Durch den letzten Satz der Ziffer 5 wird klargestellt, 
daß § 20 Abs. 2 EStG im Rahmen der beschränkten 
Einkommensteuerpflicht anwendbar ist. 

Artikel 2 

Körperschaftsteuergesetz 

Die Vorschrift des § 20 Abs. 3 des Körperschaft- 
steuergesetzes, die die Bestimmungen des § 43 
Abs. 1 Ziff. 6 und des § 45 EStG für Körperschaften, 
Personenvereinigungen und Vermögensmassen für 
entsprechend anwendbar erklärt, ist als entbehrlich 
ersatzlos zu streichen. 

Artikel 3 

Gesetz über Kapitalanlagegesellschaften 

L Zu Nummer 1 

Die Neufassung des Klammerzusatzes in § 38 Satz 3 
des Gesetzes über Kapitalanlagegesellschaften 
— KAGG — trägt der Tatsache Rechnung, daß 


Kuponsteuer im Sinne der durch diesen Gesetzent- 
wurf aufzuhebenden Vorschrift des § 43 Abs. 1 
Ziff. 6 EStG künftig für Rechnung von Sonderver- 
mögen bei Kapitalanlagegesellschaften nicht mehr 
zu erstatten sein wird. 

2. Zu Nummer 2 

Der in § 38 Satz 3 KAGG enthaltene Hinweis auf 
§ 45 EStG ist als nunmehr überflüssig zu streichen. 

Artikel 4 

Anwendungsbereich 

Die Vorschrift regelt, wann die neuen steuerrecht- 
lichen Vorschriften erstmals anzuwenden sind. 

Artikel 5 

Geltung im Land Berlin 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Artikel 6 

Inkrafttreten 

Die Vorschrift regelt, wann das Gesetz in Kraft tritt. 
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